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Erklärung zur Prüfung des Anspruchs  
auf Weitergewährung von Leistungen 

nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 

 

Ich benötige weiterhin  § 2 AsylbLG i. V. m. dem Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölftes Buch (XII) 

  §§ 3, 4 und 6 AsylbLG 

 entsprechend den nachstehenden Angaben: 

 
Aktenzeichen der letzten Entscheidung über die Gewährun g von Hilfe 

 

 
Hinweise: Um über den Anspruch auf Leistungen nach dem AsylbLG entscheiden zu können, werden von Ihnen Informationen und Unterlagen 

benötigt. Art und Umfang können Sie diesem Vordruck entnehmen. Der Antrag muss von Ihnen sorgfältig und vollständig ausgefüllt 
werden. Zutreffendes ist anzukreuzen. Die erforderlichen Nachweise zu Ihren Angaben sind mir lückenlos vorzulegen. Von Ihnen 
eingereichte Originale erhalten Sie selbstverständlich zurück. 

 Sämtliche Daten unterliegen dem Sozialgeheimnis. Ihre Angaben werden aufgrund der §§ 60 bis 65 des Sozialgesetzbuches (SGB) 
Erstes Buch (I) sowie des Zweiten Kapitels des Sozialgesetzbuches (SGB) Zehntes Buch (X) erhoben, verarbeitet und genutzt, soweit 
dies aufgrund der geltenden rechtlichen Vorgaben zulässig und geboten ist. 

 
IAngaben zu den persönlichen VerhältnissenI 
 

 leistungsbeziehende Person Ehegatte, Partner(in) oder Mitbewohner(in) 
Name   

ggf. Geburtsname 
sofern abweichend 

  

Vorname(n)   

Geburtsdatum   

Anschri ft 
Straße, Hausnummer, PLZ und Wohnort 

 

 
IÄnderungen seit der Antragstellung bzw. letzten ÜberprüfungI 
 

 leistungsbeziehende Person Ehegatte, Partner(in) oder Mitbewohner(in) 
persönliche Verhältnisse 
z. B. Familienstand, aufenthaltsrechtlicher 
Status oder Telefonnummer 

 nein 

 ja, wie folgt: 

 nein 

 ja, wie folgt: 

Betreuung 
Einsatz eines (neuen) Betreuers oder einer 
(neuen) Betreuerin (Kopie der Bestellungs-
urkunde des Amtsgerichtes bitte beifügen) 

 nein 

 ja, wie folgt: 

 nein 

 ja, wie folgt: 

Einkommen 
z. B. Aufnahme einer (geringfügigen)  
Beschäftigung, Änderung des Kindergeld- 
oder Rentenanspruchs, abweichende Unter-
haltszahlungen, Erstattungen vom Vermieter, 
Energieversorger oder Finanzamt (Steuer), 
Erbschaften, Schenkungen, Veräußerungen 

 nein (gilt auch für weitere Haushaltsangehörige) 

 ja, wie folgt: 

 nein 

 ja, wie folgt: 
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regelmäßige Aufwendungen  
z. B. Versicherungsbeiträge oder Kosten für 
die Fahrt zur Arbeitsstätte 

 nein 

 ja, wie folgt: 

 nein 

 ja, wie folgt: 

Vermögen  
Barvermögen, Girokonten- und Sparbuch-
guthaben, Sparverträge, Anlagevermögen, 
Lebensversicherung, Immobilieneigentum, 
Grundbesitz, Kraftfahrzeuge sowie sonstige 
abweichende Vermögenswerte 

 nein (gilt auch für weitere Haushaltsangehörige) 

 ja, wie folgt: 

 nein 

 ja, wie folgt: 

Krankenversicherung  
z. B. Aufnahme der Mitgliedschaft in einer 
Krankenversicherung oder Wechsel der 
Versicherungsgesellschaft sowie Beitrags-
änderungen bei der privaten Kranken- und 
Pflegeversicherung 

 nein 

 ja, wie folgt: 

 nein 

 ja, wie folgt: 

Wohnverhältnisse  
z. B. Umzug, Änderung der Anzahl der in 
der Wohnung lebenden Personen oder der 
Art und Höhe der Mietaufwendungen 

 nein 

 ja, wie folgt: 

 

Mehrbedarfe  
u. a. für (schwer)behinderte Personen, 
werdende Mütter, kostenaufwändige 
Ernährung, dezentrale Warmwasser-
erzeugung 

 nein (gilt auch für weitere Haushaltsangehörige) 

 ja, wie folgt: 

 nein 

 ja, wie folgt: 

Zahlung der Leistung  
Änderung der Bankverbindung oder ab-
weichender Miet- bzw. Energiekosten-
empfänger 

 nein 

 ja, wie folgt: 

sonstige Änderungen  
insbesondere zur Beantragung anderer 
Leistungsarten (Wohngeld, Rente u. ä.) 
sowie (gelegentliche) Teilnahme am 
Mittagessen im Rahmen des Besuchs  
einer Werkstatt für behinderte Menschen 

 nein 

 ja, wie folgt: 

 nein 

 ja, wie folgt: 

 
IErklärungen zu den Angaben I  
 

Den Vordruck zur Prüfung des Anspruchs auf Weitergewährung von Leistungen nach dem AsylbLG habe ich wahrheitsgemäß 
ausgefüllt. Die Angaben zum Ehegatten (zur Ehegattin), Partner(in) oder Mitbewohner(in) wurden von 

 mir aufgrund der mir von dieser Person erteilten Vollmacht getätigt. 
 meinem Ehegatte (meiner Ehegattin), Partner(in) oder Mitbewohner(in) persönlich gemacht. 

Die Richtigkeit wird durch dessen (deren) Unterschrift bestätigt. 

Kontoauszüge  und Einkommensnachweise  mindestens der letzten drei Monate  sowie sämtliche Unterlagen , welche die vor-
stehend aufgeführten Veränderungen  belegen, sind lückenlos  beigefügt. (Originale werden nach Einsichtnahme zurückgegeben) 

Ich (Wir) habe(n) davon Kenntnis, dass während des Leistungsbezugs nach dem AsylbLG sämtliche Änderungen der persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse (Familien-, Wohn-, Einkommens-, Vermögens- und Aufenthaltssituation) unverzüglich und unauf-
gefordert mitzuteilen sind. (Dazu zählen auch vorübergehende Veränderungen wie befristete Beschäftigungsverhältnisse oder Auslands- und Krankenhausaufenthalte.) 

Ich (Wir) ermächtige(n) das Geldinstitut, an das die Leistungen überwiesen werden, auch mit Wirkung gegenüber meinen (unseren) 
Erben und etwaigen anderen Verfügungsberechtigten, überzahlte Beträge auf Anforderung des Landkreises Rotenburg (Wümme) 
zurückzuzahlen und sämtliche Auskünfte zu erteilen, die zur Rückzahlung zu viel geleisteter Sozialhilfe erforderlich sind. 

Mir (Uns) ist bewusst, dass unrichtige  oder unvollständige  Angaben  zu meinen (unseren) persönlichen Verhältnissen, die mit der 
Absicht getätigt wurden, mir (uns) nicht  zustehende  Sozialhilfeleistungen  zu erlangen, den Straftatbestand  des  Betrugs  gemäß 
§ 263 des Strafgesetzbuchs (StGB) erfüllen und die unverzügliche Beteiligung der zuständigen Staatsanwaltschaft zur Folge haben. 

 
IErklärungen zum Datenschutz I  
 

Ich (Wir) habe(n) die beigefügten Hinweise zum Datenschutz zur Kenntnis genommen und erkläre(n) mich (uns) mit der Verarbeitung 
der mich (uns) betreffenden personenbezogenen Daten im Rahmen der datenschutzrechtlichen Bestimmungen (insbesondere der 
Datenschutz-Grundverordnung) einverstanden. 

 
_________________________________________      __________________________________________________ 
Ort, Datum                                                                                             Unterschrift des Antragstellers (der Antragstellerin) 
 
_________________________________________      __________________________________________________ 
Ort, Datum                                                                                            Unterschrift des Ehegatten (der Ehegattin), Partner(in) oder Mitbewohner(in) 
 
_________________________________________      __________________________________________________ 
Ort, Datum                                                                                            Unterschrift des gesetzlichen Vertreters bei minderjährigen Antragsteller(inne)n 
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Datenschutzrechtliche Hinweise zur Prüfung der Leis tungsberechtigung  
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) aufg rund des Inkrafttretens 
der Datenschutz-Grundverordnung der Europäischen Un ion und der Änderung 

des Sozialgesetzbuches (SGB) Erstes Buch (I) - Allg emeiner Teil - sowie  
des Sozialgesetzbuches (SGB) Zehntes Buch (X) - Soz ialverwaltungs- 

verfahren und Sozialdatenschutz - 

Mit dem Inkrafttreten der neu gefassten Vorgaben für den Datenschutz in der Bundesrepublik Deutsch-
land sowie in der Europäischen Union am 25. Mai 2018 besteht für den Landkreis Rotenburg (Wümme) 
als Bewilligungsbehörde und damit Verantwortlicher im Sinne des Artikels 4 Nr. 7 der Datenschutz-
Grundverordnung die Pflicht, auf die Regelungen bezüglich der Datenverarbeitung und der Rechte 
von betroffenen Personen hinzuweisen. Dieser Obliegenheit wird im Folgenden nachgekommen: 

� Die Erhebung der personenbezogenen Daten ist notwendig, um über den Anspruch auf Weiter-
gewährung von Leistungen nach dem AsylbLG entscheiden zu können. Die rechtliche Grundlage 
hierfür ergibt sich aus den Vorgaben des über § 9 Abs. 3 AsylbLG anwendbaren § 60 Abs. 1 SGB I. 

� Soweit es für die Einhaltung der Bestimmungen des AsylbLG und zur Ermittlung der für die 
Beurteilung der Hilfebedürftigkeit maßgeblichen Verhältnisse im Einzelfall erforderlich ist, werden 
Daten sowohl manuell als auch automatisiert verarbeitet. Dies trifft auf sämtliche Vorgänge wie das 
Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Ver-
änderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Ver-
breitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die Ein-
schränkung, das Löschen oder die Vernichtung personenbezogener Daten zu (Artikel 4 Nr. 2 der 
Datenschutz-Grundverordnung). 

� Die Angaben sind mit entsprechenden Nachweisen zu belegen (§ 9 Abs. 3 AsylbLG in Verbindung 
mit § 60 Abs. 1 Nr. 3 SGB I). Auf Kontoauszügen dürfen der Verwendungszweck oder der (die) 
Zahlungsempfänger(in) - nicht jedoch die Höhe des Betrages - geschwärzt werden, falls es sich um 
besondere Arten von personenbezogenen Daten handelt, aus denen die rassische und ethnische 
Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen oder die Gewerk-
schaftszugehörigkeit hervorgehen. Ferner betrifft dies genetische und biometrische Daten zur 
eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person, Gesundheitsdaten sowie Daten zum Sexual-
leben oder der sexuellen Orientierung (Artikel 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung). In allen 
übrigen Fällen müssen sämtliche Angaben auf Kontoauszügen lesbar bleiben. 

� Personen, die Leistungen nach dem AsylbLG beziehen, können regelmäßig im Wege des auto-
matisierten Datenabgleichs dahin gehend überprüft werden, ob die Angaben zum Einkommen und 
Vermögen zutreffend sind. Soweit dies zur Feststellung des Vorliegens der Anspruchsvoraus-
setzungen erforderlich ist, besteht nach § 93 Abs. 8 der Abgabenordnung für das Bundeszentral-
amt für Steuern die Verpflichtung, entsprechende Auskünfte zu erteilen. Dies gilt auch für die nach 
§§ 45d Abs. 1 und 45e des Einkommensteuergesetzes zu übermittelnden Daten. Darüber hinaus 
haben die Bundesagentur für Arbeit sowie die Träger der gesetzlichen Unfall- und Rentenver-
sicherung Angaben zum Leistungsbezug zu machen. Weiterhin dürfen über sämtliche Leistungs-
bezieher nach dem AsylbLG Informationen bei anderen Bewilligungsstellen eingeholt werden. Eine 
Datenerhebung innerhalb der Landkreisverwaltung und bei verschiedenen Behörden und Einrich-
tungen (z. B. anderen Landkreisen und Gemeinden) ist ebenfalls zulässig. Hierzu wird insgesamt 
auf § 9 Abs. 5 AsylbLG i. V. m. § 118 des Sozialgesetzbuches (SGB) Zwölftes Buch (XII) verwiesen. 

� Personenbezogene Daten sind nach dem Ende des Hilfebezugs in der Regel weitere zehn Jahre 
vorzuhalten. Die Frist beginnt am 1. Januar des auf die Beschlussfassung über den Jahres-



5000.2018.05.08 Seite 2 von 2 

abschluss oder den konsolidierenden Gesamtabschluss des Haushaltsjahres, in das der Tag der 
Beendigung fällt, folgenden Jahres. Innerhalb dieses Zeitraums besteht kein Recht auf Löschung. 

� Die Einwilligung zur Verarbeitung der erhobenen personenbezogenen Daten ist jederzeit widerruf-
bar. Dies hat jedoch keine Auswirkungen auf die Rechtmäßigkeit der bis zu diesem Zeitpunkt 
erfolgten Verwendung der Angaben zur Leistungsgewährung. Mit dem Widerruf kann allerdings 
regelmäßig keine Auszahlung von Hilfeleistungen mehr vorgenommen werden. 

� Gegenüber dem Landkreis Rotenburg (Wümme) besteht ein Recht auf Auskunft über die erfassten 
personenbezogenen Daten sowie gegebenenfalls auf Berichtigung, Löschung oder auf Ein-
schränkung der Verarbeitung dieser Daten und ein Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung 
sowie ein etwaiges Recht auf Datenübertragbarkeit. 

� Der leistungsbegehrenden oder -beziehenden Person steht ein Beschwerderecht bei der für das 
AsylbLG zuständigen Aufsichtsbehörde (Niedersächsisches Ministerium für Inneres und Sport) zu. 

� Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten ist gesetzlich vorgeschrieben (§ 9 Abs. 3 AsylbLG 
i. V. m. § 60 Abs. 1 SGB I). Sollten die für die Beurteilung der Hilfebedürftigkeit notwendigen 
Angaben und Unterlagen nicht vorgelegt werden, ist eine abschließende Prüfung des individuellen 
Anspruchs nicht möglich. In der Regel erfolgt in diesem Fall die Ablehnung der begehrten 
Leistungen. 

� Falls die personenbezogenen Daten (entgegen der jetzigen Absicht) zu einem späteren Zeitpunkt 
zu von der Leistungsgewährung abweichenden Zwecken weiterverarbeitet werden sollen, haben 
die betroffenen Personen ein Anrecht, vorab Informationen zu den Hintergründen zu erhalten. 

� Werden personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben, besteht hinsichtlich 
der Einzelheiten eine Informationspflicht des Landkreises Rotenburg (Wümme), sofern diese Daten 
nicht schon bekannt sind oder die Mitteilung aufgrund gesetzlicher Vorgaben ausgeschlossen ist. 

� Die betroffene Person hat das Recht auf Auskunft über die verarbeiteten personenbezogenen 
Daten und ist bei einer etwaigen Weitergabe an ausländische Stellen zu unterrichten. Der Umfang 
der Informationspflicht ergibt sich aus Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung. 

 
Kontaktdaten 

Verantwortlicher:  Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 Der Landrat 
 Hopfengarten 2 
 27356 Rotenburg (Wümme) 

 Telefon: 04261/983-0 
 Telefax: 04261/983-2199 
 E-Mail: info@lk-row.de 
 DE-Mail: info@lk-row.de-mail.de 
 

Datenschutzbeauftragte:  ITEBO GmbH 
 Stüvestraße 26 
 49076 Osnabrück 

 Telefon: 0541/9631-0 
 Telefax: 0541/9631-196 
 E-Mail: dsb@lk-row.de 
 

Landesdatenschutzbeauftragte: Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen 
 Prinzenstraße 5 
 30159 Hannover 

 Telefon: 0511/120-4500 
 Telefax: 0511/120-4599 
 E-Mail: poststelle@lfd.niedersachsen.de 

 

(Stand: Mai 2018) 


